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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
Ab 2025 sollen elektronische Rechnungen im B2B-Bereich verpflichtend sein. 

 
 
Das Fazit vorweg: was sollten Sie jetzt tun? 
 
Nach Verabschiedung des Wachstumschancengesetzes sollten Unternehmen prüfen, ob ihre 
Produktiv-Software die nachfolgend erläuterten Anforderungen bereits erfüllt. Wir empfehlen, 
rechtzeitig mit den jeweiligen Software-Anbietern in Kontakt zu treten, um die notwendigen weite-
ren Schritte zu planen. 
 
 
Zum Hintergrund: 
 
Der Bundestag hatte das Wachstumschancengesetz verabschiedet. Der Bundesrat hatte zu dem 
Gesetz den Vermittlungsausschuss angerufen. Die nachfolgenden Ausführungen berücksichtigen 
den Stand des Vermittlungsergebnisses vom 21.2.2024, der sich hinsichtlich der Regelungen zur 
elektronischen Rechnung jedoch inhaltlich nicht von der am 17.11.2023 vom Bundestag verab-
schiedeten Fassung unterscheidet.  
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Um in Kraft treten zu können, muss das geänderte Gesetz nochmals durch den Bundestag und 
(vs. am 22.3.2024) durch den Bundesrat. 
 
Wir gehen davon aus, dass das Wachstumschancengesetz im Bereich der eRechnung nicht 
mehr geändert wird. 
 
Die Begrifflichkeit: 
 
Zunächst einmal muss man sich an neue Begriffsdefinitionen gewöhnen (§ 14 Abs. 1 Satz 2 ff. 
UStG-E). Unterschieden wird dann (ab 1.1.2025) zwischen elektronischen Rechnungen (in der 
Gesetzesbegründung auch als eRechnungen bezeichnet) und sonstigen Rechnungen. 
 
Eine elektronische Rechnung (§ 14 Abs. 1 Satz 3 UStG-E) ist danach eine Rechnung, die in ei-
nem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt und empfangen wird und eine 
elektronische Verarbeitung ermöglicht. Das strukturierte elektronische Format muss der europäi-
schen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und der Liste der entsprechenden Syntaxen 
gem. RL 2014/55/EU entsprechen (und damit der CEN-Norm EN 16931). 
 
Hierzu unser Hinweis: 
 
Unter den Begriff der sonstigen Rechnung fallen Papierrechnungen, aber auch Rechnungen, die 
in einem anderen elektronischen Format übermittelt werden. 
 
Wichtig (!): Eine per E-Mail versandte PDF-Rechnung gilt demnach ab 2025 nicht mehr als 
elektronische Rechnung! 
 
Die neuen Definitionen gelten bereits ab dem 1.1.2025, auch wenn die Verpflichtung zur elektro-
nischen Rechnungstellung de facto erst später greift. 
 
Die wichtigsten Fragen 
 
Wen betrifft das nun? 
 
Die Verpflichtung, eine elektronische Rechnung im o.g. Sinne auszustellen, betrifft nur Leistun-
gen zwischen Unternehmern (B2B). Zudem müssen leistender Unternehmer und Leistungsemp-
fänger im Inland (bzw. Gebiete nach § 1 Abs. 3 UStG) ansässig sein. 
 
Hinweis: Ansässigkeit im Inland erfordert Sitz, Geschäftsleitung oder eine (am betreffenden Um-
satz beteiligte) Betriebsstätte im Inland; existiert kein Sitz, reichen auch Wohnsitz oder gewöhnli-
cher Aufenthalt im Inland (§ 14 Abs. 2 Satz 3 UStG-E). Eine umsatzsteuerliche Registrierung in 
Deutschland ohne gleichzeitige Ansässigkeit würde demnach keine Verpflichtung zur elektroni-
schen Rechnungstellung auslösen. 
 
Wichtig: Von der Verpflichtung, elektronische Rechnungen auszustellen, wären nach derzeitigem 
Stand künftig auch z.B. Vermieter betroffen, die mittels Option (§ 9 UStG) steuerpflichtig an an-
dere Unternehmer vermieten - darauf weist StB Prof. Radeisen hin. Bisher konnte z.B. der Miet-
vertrag als Rechnung genutzt werden. 
 
Ab wann gilt die Verpflichtung zur E-Rechnung? 
 
Die grundsätzliche Verpflichtung zur elektronischen Rechnungstellung gilt ab 1.1.2025. Ange-
sichts des zu erwartenden hohen Umsetzungsaufwandes für die Unternehmen hat der Gesetz-
geber jedoch Übergangsregelungen (§ 27 Abs. 38 UStG-E (gem. Vermittlungsergebnis v. 
21.2.2024, zuvor Abs. 39) für die Jahre 2025 bis 2027 vorgesehen. Diese sind in der vom Bun-
destag verabschiedeten Gesetzesfassung nochmals etwas großzügiger als im Regierungsent-
wurf: 
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Bis Ende 2026… 
 
dürfen für in 2025 und 2026 ausgeführte B2B-Umsätze weiterhin Papierrechnungen übermittelt 
werden. Auch elektronische Rechnungen, die nicht dem neuen Format entsprechen, bleiben in 
diesem Zeitraum zulässig, allerdings ist hierfür (wie bisher) die Zustimmung des Rechnungsemp-
fängers erforderlich (§ 27 Abs. 38 Nr. 1 UStG-E). 
 
 
Bis Ende 2027… 
 
dürfen für in 2027 ausgeführte B2B-Umsätze weiterhin Papierrechnungen übermittelt werden. 
Auch elektronische Rechnungen, die nicht dem neuen Format entsprechen, bleiben in diesem 
Zeitraum zulässig; wie in 2025 und 2026 (s. o.) ist hierfür die Zustimmung des Rechnungsemp-
fängers erforderlich; zusätzliche Voraussetzung ist allerdings, dass der Rechnungsaussteller 
einen Vorjahresumsatz (Gesamtumsatz nach § 19 Abs. 3 UStG) von max. 800.000 EUR hat (§ 
27 Abs. 38 Nr. 2 UStG-E). 
 
Unternehmer, deren Vorjahresumsatz (2026) diese Grenze überschreitet, haben aber noch die 
Möglichkeit, Rechnungen auszustellen, die mittels elektronischem Datenaustausch (EDI-
Verfahren nach Art. 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über 
die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches (ABl. L 338 v. 28.12.1994, S. 98)) 
übermittelt werden. Dies gilt für Umsätze, die in 2026 bzw. 2027 ausgeführt wurden, auch dann, 
wenn keine Extraktion der erforderlichen Informationen in ein Format erfolgt, das der europäi-
schen Norm entspricht oder mit dieser kompatibel ist. 
 
 
Ab 2028… 
 
sind die neuen Anforderungen an die E-Rechnungen und ihre Übermittlung dann zwingend ein-
zuhalten. Damit werden auch die Voraussetzungen geschaffen für das im Koalitionsvertrag vor-
gesehene Meldesystem bzw. die EU-seitig geplanten ViDA-Maßnahmen. Um die Ausgestaltung 
des strukturierten elektronischen Formats der elektronischen Rechnungen im Verordnungswege 
näher bestimmen zu können, wurde in § 14 Abs. 6 UStG-E eine neue Ermächtigung für das BMF 
aufgenommen. 
 
Wichtig: Das EDI-Verfahren kann weiterhin genutzt werden, sofern die für die Umsatzsteuer er-
forderlichen Informationen so aus dem verwendeten Rechnungsformat richtig und vollständig 
extrahiert werden können, dass das Ergebnis der CEN-Norm EN 16931 entspricht oder mit ihr 
kompatibel ist. Von den Verbänden war zuvor gefordert worden, dass etablierte Verfahren wie 
EDI auch über den 31.12.2027 weiter anwendbar bleiben. So befürchtete z.B. der DIHK weitrei-
chende Folgen für die Unternehmen, wenn E-Rechnungssysteme, die nicht vollumfänglich den 
neuen Vorgaben genügen, dann nicht mehr betrieben werden dürften. Mit der nun verabschiede-
ten Regelung ist man den Forderungen der Wirtschaft entgegengekommen. 
 
 
Hinweis: Das BMF hatte in dem o.g. Verbändeschreiben bereits angekündigt, dass "an einer Lö-
sung gearbeitet [wird], die die Weiternutzung der EDI-Verfahren auch unter dem künftigen 
Rechtsrahmen so weit wie möglich sicherstellen soll". Dabei sei allerdings nicht auszuschließen, 
dass im Hinblick auf die spätere Einführung eines transaktionsbezogenen Meldesystems techni-
sche Anpassungen erforderlich werden. Der Umstellungsaufwand solle aber auf das Notwendige 
begrenzt werden. 
 



4 

 

 

Zitat der Woche 

„Es ist niemals zu spät, aber immer höchste Zeit.“ 

Alfred Adler 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Haben Sie noch Fragen? Gerne können Sie uns per Telefon oder E-Mail erreichen. 
Wir sind für Sie da! 

 
Weitere Informationen über unser Unternehmen erhalten Sie im Internet unter 

www.franz-partner.de 
 

 

http://www.franz-partner.de/

